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 Irgendwie hängtalles
zusammen: Fluchtin

Ketten (1958)

Weltwirtschaft: Recht der Reichsten

Entstehung und Hintergründe von IWF, Weltbank und GATT'

Katja Schenkel

m Jahre 1944 trafen sich Vertreter

I von 44 Industrieländern (IL), darun-

ter auch die UdSSR, in Bretton
Woods, USA, um die Grundlagenfür ein

multilaterales, liberales Weltwährungs-

und -handelssystem zu legen. Hintergrün-
de dieser Bestrebungen warenzweierlei:
Zum einen hatten sich die wirtschaftli-

chen Machtverhältnisse auf der nordwest-
lichen Halbkugel neu verteilt. Die USA
hatten während des Zweiten Weltkriegs
Großbritannien als Weltwirtschaftsmacht

Nr. 1 abgelöst und drängten nun — mit

dem Ziel, us-amerikanischen Waren und

Kapital den Weg in die anderen Markt-
wirtschaften der Erde zu ebnen — aufein
Ende der protektionistischen Maßnahmen
und der Monopolstellung Großbritanniens
und anderer westeuropäischer Staaten in

verschiedenen Wirtschaftsbereichen. Die

durch die Kriegsteilnahme wirtschaftlich
darniederliegenden europäischen Staaten

erhofften sich von der Schaffung einer
multilateralen Kreditinstitution günstige
Wiederaufbaukredite.

Zum anderen hoffte man, durch eine
Ordnung des Welthandels- und -finanzsy-
stems Weltwirtschaftskrisen wie der
durch den us-amerikanischen Börsensturz

1929 ausgelösten vorbeugenzu können.
Der IWF und die WB wurden auf der

Konferenz von Bretton Woods gegründet

und nahmen 1945 bzw. 1946 ihre Arbeit
auf.
.. Der IWF sollte die Regulierung bzw.

Überwachung des Systems fester Wech-
selkurse übernehmen und bei kurzfristi-
gen Zahlungsbilanzungleichgewichten

Kredite zur Verfügung stellen. Leitwäh-
rung, an die die Wechselkurse der Mit-

gliedstaaten gekoppelt waren, war bis
1973 der US-$. Dies bedeutete, daß die
USA im Falle eines Zahlungsbilanzdefi-
zits lediglich ihre Banknotenpresse in
Gang setzen mußten, während sich alle
anderen Mitgliedstaaten in einem solchen
Fall einem IWF-Anpassungsprogramm
unterziehen mußten.
Die Weltbank sollte denjenigen Staaten

vorübergehend unter die Arme greifen
und zu einem Start in den kapitalistischen

Weltmarkt verhelfen, die noch nicht in der
Lage waren, aus eigener Kraft an einem
solchen liberalen Welthandelssystem teil-
zunehmen. Dies betraf zum einen die vom
Krieg zerstörten europäischen Staaten und
einige wenige „unabhängige“ Entwick-
lungsländer.

Der Großteil der Dritte-Welt-Staaten
konnte sich damals kein Gehör verschaf-
fen: Lateinamerika stand unter erhebli-
chem Einfluß der USA, während die mei-

sten übrigen Entwicklungsländer (EL) als

Kolonien von ihren „Mutterländern“ re-

präsentiert wurden.” Nachdem die Wie-
deraufbaufunktion in Europa ab 1948 von
Marshallplan und OECD übernommen

worden war, wurde die Weltbank zu einer
reinen „Entwicklungshilfe“-Organisati-
on. Die WB ist heute die größte multilate-
rale Organisation für Entwicklungskredi-
te; der Anteil der WB-Kredite an den Ent-
wicklungskrediten insgesamt beträgt
5%.

Ein weiterer Hauptpfeiler der neuen
Weltwirtschaftsordnung wurde mit dem
Vertrag über die Liberalisierung des
Welthandels geschaffen. 54 Nationen un-
terzeichneten 1958 die ‚Havanna-Charta‘,
Ergebnis einer Weltwirtschaftskonferenz
in Havanna 1957. Inhalt der ‚Havanna-

Charta‘ waren die internationale Harmo-
nisierung der Wirtschafts- und Außen-
wirtschaftspolitiken mit Zielen wie der
Hebung des Lebensstandards, Sicherung
der Vollbeschäftigung, Förderung der
wirtschaftlichen Entwicklung und des
Wiederaufbaus. Dem Erreichen dieser
Ziele sollte eine neu zu gründende Interna-
tionale Handelsorganisation/International
Trade Organisation (ITO) behilflich sein,
die für die Durchsetzung einer liberalen
und ansatzweise „gerechten“ Handelspo-

litik sorgen sollte (Meistbegünstigung,
Abbau des Protektionismus, Verhinde-
rung wettbewerbsbeschränkender Han-
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delspraktiken, Regulierung der Rohstoff-
märkte). Die Ratifizierung der ‚Havanna-
Charta‘ scheiterte am Widerstand des US-
Kongresses, und an die Stelle der ITO tra-
ten die GATT-Vereinbarungen, die zwar
die liberalisierenden Elemente der ITO,
jedoch nicht ihre Regulierungsbestrebun-
gen (Internationale Rohstoffabkommen
als Versuch, die Erlöse aus Rohstoffver-

käufenzustabilisieren) beinhalteten.

FehlendeEinflußmöglichkeiten
derEntwicklungsländer imGATT

Die GATT-Regelungen basieren auf

Entscheidungen der gleichberechtigten
Mitgliedstaaten. Entscheidungsgremium
ist die ‚Versammlung der Vertragspartei-
en‘, diein der Regeljährlich stattfindet.

Art. XXV, Abschnitte 4 und 5 des

GATT-Vertragstextes bestimmen, daß
Beschlüsse mit einfacher Mehrheit, in
Ausnahmefällen mit qualifizierter Mehr-
heit gefaßt werden. Die Anderung einiger
Artikel bedarf der Einstimmigkeit aller
Mitglieder (Art. XXX, 1).
Das zahlenmäßige Übergewicht der

Entwicklungsländer im GATT täuscht

über deren tatsächlichen Einfluß auf die
Verhandlungsrunden und die GATT-Poli-
tikhinweg:
Können Handelskonflikte zwischen

zwei oder mehreren Handelspartnern
nicht mittels des vom GATT-Vertrag vor-
gesehenen Schlichtungsmechanismus bei-
gelegt werden, kann sich der wirtschaft-

lich Stärkere gegenüber dem Schwäche-
ren durchsetzen, ohne internationale

Maßnahmenbefürchten zu müssen:
Die Art. XXII und XXIbilden die

Grundlage für das Verfahren, nach dem
sich die Vertragsparteien im Falle eines
Handelsstreits richten sollen. Entsteht ein
solcher, so werden sie dazu aufgefordert,

sich „zu konsultieren“. Wird auf diesem
Wege kein Ergebnis erreicht, so wird ein
von allen Vertragsparteien einberufener
Ausschuß mit der Streitsache beauftragt,
der Empfehlungen zur Beilegung des
Konflikts erstellt. Setzt eine der Parteien
diese Empfehlungen nicht um, so ist die

andere dazu berechtigt, wirtschaftliche
Vergeltungsmaßnahmen zu ergreifen, die
in ihrer Wirkung dem wirtschaftlichen
Schaden entsprechen, den sie durch die
vertragsbrüchige Parteierleidet.

Während der letzten Jahre wurde der
Schlichtungsmechanismus zunehmend
überlastet: die Zahl der Handelskonflikte
unter den GATT-Mitgliedern ist gestie-
gen, und der Prozeß, die Schlichtungsaus-
schüsse so zu besetzen, dal} ihre Empfeh-
lungen Anerkennung fanden — insbeson-
dere dann, wenn die „angeklagte“ Partei
eine starke Handelsmacht war — wurde
immer schwieriger und langwieriger.

Ein Beispiel des Scheiterns dieses Me-
chanismus bildet der Zucker-Exportquo-
ten-Streit zwischen Nicaragua und den
USA: Die USA wurden vom zuständigen

Ausschuß dazu aufgefordert, ihre Außen-

handelspolitik gegenüber Nicaragua zu
ändern, taten dies jedoch nicht — mit der

Anmerkung, Nicaragua könne ja entspre-

chende Maßnahmen gegen die USA er-
greifen.
Daß diese „Vergeltungsmaßnahmen“

für wirtschaftlich ähnlich starke Handels-
partner durchführbar sein mögen, für
wirtschaftlich schwächere Staaten (also

z.B. EL gegenüber IL) jedoch keine reali-

stische, auch nur im geringsten erfolgver-
sprechende Form der Auseinandersetzung
darstellen, zeigt, daß dem GATT-Vertrag
hier offensichtlich ein Sanktionsmecha-
nismusfehlt.
Das vertragliche Regelwerk des GATT

wird in Verhandlungsrunden (seit 1986
läuft die sog. Uruguay-Runde) den sich
weltweit ändernden Handelsinteressen an-
gepaßt.
Die EL hatten auch hier bisher nichts zu

gewinnen. Ihre Delegationen sind zumeist
nur sporadisch anwesend und habensich
nicht zu einer gemeinsamen Interessen-

vertretung (wie etwa die ‚Gruppe der 77‘
inder UNCTAD) zusammengeschlossen.
Die z.7t. wirksamen Ausnahmerege-

lungen zugunsten der ärmeren Vertrags-

parteien, die im Rahmen der Uruguay-
Runde schon wieder zur Diskussion stan-

den, betreffen nach Seitz’
® das Zugeständnis, in Ländern mit nie-
derem Einkommen Maßnahmen zugun-
sten bestimmter Wirtschaftszweige und
zum Schutz der nationalen Wirtschaftspo-
litik zu ergreifen;
@ die Aufhebung des Meistbegünsti-
sungsprinzips’ gegenüber EL, d.h. die
Möglichkeit, mit EL bzw. zwischen EL

Präferenzabkommen zu vereinbaren (wie

z.B. im Rahmen des von der UNCTAD
verwalteten Allgemeinen Präferenzsy-
stems oder der Lom&-Abkommen® der

EG);
® die Befreiung von der Reziprozitäts-
pflicht, d.h. von den weniger entwickelten
Vertragsparteien werden keine Gegenlei-
stungen für gewährte Zugeständnisse er-
wartet.
Wie wir seit Monaten, ja Jahren, beob-

achten können, werden die Ergebnisse der
Uruguay-Runde lediglich zwischen der
Triade (EG, USA, Japan) ausgehandelt

bzw. herausgezögert, von genau jenen

Handelsblöcken bzw. Staaten, die auch in
IWF und WB „das Sagen“haben.

Daß die IL den von ihnen vielgepriese-
nen Zustand des Freihandels nicht etwa als
umfassendes Ziel der GATT-Verhandlun-
gen, sondern als pures Mittel zur Durch-
setzung ihrer nationalen Interessen be-
trachten, wird deutlich, wenn sie sich un-

tereinander jahrelang um den Abbau von
Landwirtschaftssubventionen oder um ein
Ende des Protektionismus gegen verarbei-
tete Produkte (z.B. Textilien) streiten.

Unberührt von den Liberalisierungs-
maßnahmen des GÄTT existiert seit 1974
beispielsweise das Multi-Faser-Abkom-
men (MFA), das ca. 90%’ des Welthan-
dels mit Textilien regelt und die IL dazu

berechtigt, Einfuhrquoten für Textilien
aus EL festzulegen. Die betröffenen EL
pochenseit Jahren auf eine Eingliederung

des Textilhandels in den GATT-Vertrag —
bisher mit dem geringen Erfolg, daß die
MFA-Regelungen voraussichtlich „nur
noch“ für die kommenden zehn Jahre gel-
ten werden.

Aber auch andere — neu zu schließende
— Sonderabkommenstehen auf der Agen-
da der Uruguay-Runde: Die IL konnten
sich mit ihrer Forderung, den Schutz „gei-
stigen Eigentums“ und den Dienstlei-
stungsverkehr in den GATT-Verirag ein-
zubeziehen, nicht gegen die EL durchset-
zen, die zu recht die verstärkte Monopoli-
sierung der IL-Konzerne in diesen Berei-
chen befürchten. Sie planen nun, Sonder-

abkommen abzuschließen, die aus dem
GATT ausgegliedert werden und nur für
die Staaten gelten, die sich daran beteili-
gen. Für den Großteil der EL, wollen sie

in Sachen Patentrecht und Dienstleistun-
gen nicht noch weiter auf dem Weltmarkt
zurückfallen, kommtdiese Taktik der De-

vise „Friß, Vogel, oderstirb“ gleich.!

.... sowie in den kapital-
gesellschaftlich strukturierten
Institutionen IWF...

Will ein Land Mitglied des IWF wer-
den, so muß es sich finanziell an dessen
„Grundkapital“ beteiligen. Zu diesem
Zweck wird ihm eine Quote zugeteilt, die
sich nach seiner Wirtschaftskraft (Formel
aus Volkseinkommen, Währungsreser-
ven, Ein- und Ausfuhrschwankungen,

Verhältnis zwischen Exporten und Natio-
naleinkommen) richtet, Diese Quote be-

stimmt zum einen den Stimmrechtsanteil
des entsprechenden Landes im Fonds,
zum anderen den Umfang seiner mögli-
chen Kreditaufnahme. In der Geschichte
des IWF spielten neben den Wirtschafts-
daten allerdings auch immer wiederpoliti-
sche Erwägungen bei der Vergabe der
Quoten eine Rolle. Beispielsweise wurde
 

Anmerkungen

1 IWF:Internationaler Währungsfonds;
GATT: General Agreement on Tariffsand

Trade/Internationales Zoll- und Handelsab-
kommen

? Chahoud, T., Zur Entwicklung von Wäh-
rungsfond und Weltbank seit der Konferenz
von Bretton Woods, in: GegenIWF und
Weltbank, Köln 1989, 63

Sander/Sommer, 90
Seitz, blätter des iz3w, 23

DerGATT-Vertrag schreibtdasPrinzipder

Meistbegünstigung fürdie Mitgliedstaaten
fest, Diesbedeutet, daß ein Staat, dereinem
anderenhandelspolitische Vergünstigungen
einräumt, dieseallenanderen Staaten eben-
fallseinräumen muß.

6 zuden Lom&-Abkommenvel.: Vereinigung

für Internationale Zusammenarbeit: Hand-
buch fürInternationale Zusammenarbeit,
Baden-Baden, (Lose-Blatt-Sammlung)
AnalyseundKritik, 19

Einen guten Überblick überdie Verhand-
lungsthemender Uruguay-Rundeenthält

Analyse und Kritik.

r
e

0
-
1

   



'’ Beet 3193

 

als Zugeständnis an die OPEC-Länder
nach der ersten Ölkrise 1975/76 deren
Quote auf 10% verdoppelt, umsie stärker
in das Weltfinanzsystem einzubinden; die

Quoten der EL entsprechen bis heute nicht
ihren ökonomischen Daten.?
Dieses Quotensystem nach Art einer

Kapitalgesellschaft führt zu einer grundle-

genden Diskrepanz zwischen dem Stimm-
rechtsanteil der Gruppe der EL und dem

der IL: 1986 entfiel auf die Gruppe der IL
(20% der Mitglieder) eine Quote von

62%, während die EL (zwischen 70 und
80% der Mitglieder) eine gemeinsame
Quote von knapp 25% (ohne OPEC-Län-
der) erreichten. Die USA halten mit ihrer

Quote von ca. 20% eine Sperrminorität,
da fast alle wichtigen Entscheidungen mit
einer Mehrheit von 85% getroffen werden
müssen. '®

Wichtigstes Gremium des IWF ist das

Exekutivdirektorium: es überwacht die
Wechselkurse der Mitglieder, entscheidet
über Ziehungswünsche und die damit ver-

bundenen Auflagenprogramme und über-
prüft die Wirksamkeit der laufenden An-
passungsprogramme. Das Exekutivdirek-

torium umfaßt 22 Mitglieder, wovon 5

von den Staaten mit den höchsten Quoten/

Stimmrechten (USA, GB, BRD, Frank-
reich, Japan) gestellt werden. Ein weiterer
Sitz entfällt aufgrund seiner hohen Finan-
zierungsleistungen (Regierungen können

über die Quote hinaus Kredite an den IWF
vergeben) seit 1978 auf Saudi-Arabien.
Die übrigen 16 Direktoren vertreten
Gruppierungen von Ländern, d.h. mehre-

re EL schließen sich zusammen, um ge-
meinsameinen Vertreter zu wählen.

„.. und Weltbankgruppe

In der Weltbankgruppe (WB) sind die
Internationale Bank für Wiederaufbau und
Entwicklung/International Bank for Re-
construction and Development (IBRD,
gegründet 1945) sowie deren drei Toch-
tergesellschaften, die Internationale Fi-
nanz Corporation (IFC, 1956), die Inter-
nationale Entwicklungsorganisation/In-
ternational Development Association
(IDA, 1960) und die Multilaterale Investi-
tions-Garantie-Agentur (MIGA, 1983)

zusammengefaßt.

Voraussetzung für eine Mitgliedschaft
bei der WB ist die Mitgliedschaft beim
IWF.

Die Organisationsstruktur der WB-Ge-
sellschaften ist im Prinzip die gleiche wie
die des IWF: oberstes Organ ist der Gou-

verneursrat, der unter Vorbehalt einiger
grundlegender Aufgaben alle geschäfts-
führenden Befugnisse dem Direktorium
übertragen hat. Jedes Mitgliedsland ent-
sendet einen Vertreter in den Gouver-
neursrat, dessen Stimmgewicht — wie
beim IWF — von dem Kapitalanteil ab-
hängt, den das entsprechende Land der
WB als gezeichnetes Kapital zur Verfü-
gung gestellt hat. Der Gouverneursrat hält

eine Jahresversammlung ab, die als IWF-

und Weltbanktagung bekanntist und sich
zu einem Treffpunkt der internationalen
Finanzwelt entwickelt hat.

Das Direktorium entscheidet über die
Geschäftspolitik der Bank und beschließt
über alle Darlehens- und Kreditvorschlä-
ge. Es besteht derzeit aus 22 Mitgliedern,
wobei — äquivalent zum IWF — fünf Di-
rektoren von den Ländern mit den höch-
sten Kapitalanteilen gestellt werden; die
übrigen werden von den Gouverneuren
der verbleibenden 150 Mitgliedsländer
gewählt. Die USA verfügen allein über
ca. 20% der Stimmen, die Gruppe der IL
insgesamt (14% der Mitglieder) über
66%." Das Prinzip der Kapitalgesell-
schaft (Mitspracherecht je nach Anteil am
gezeichneten Kapital) wirkt sich also auch
hier dahingehend für die große Gruppe der
EL aus, daß es ihnen selbst im Falle eines

einstimmigen Konsenses innerhalb ihrer
Gruppe unmöglich ist, irgendeinen Vor-
schlag gegen den Willen der IL innerhalb

der WB durchzusetzen. In diesem Zusam-
menhang erscheint es zynisch, die „genos-
senschaftliche Struktur“'® der Weltbank
(Kreditgeber und Kreditnehmer sind ge-
meinsam an der Beschlußfassung betei-
ligt) inden Vordergrundzustellen.
Die Direktoren wählen einen Präsiden-

ten, der dem Direktorium Vorschläge un-
terbreiten kann und für einige geschäftli-
che und organisatorische Dinge zuständig

ist. Alle WB-Präsidenten waren bisher
US-Amerikaner.
Die eingangs genannten vier WB-Orga-

nisationen vergeben Kredite unter ver-
schiedenen Bedingungen und Vorausset-
zungen, wobei nur die IDA-Kredite für
die ärmsten Länder der Welt (nach WB-

Einteilung 1991 „über 40*') von Bedeu-
tung sind, da sie im Gegensatz zu den
IBRD- oder IFC-Krediten zinsfrei sind
und eine sehr lange Laufzeit haben,
Anfang der 80er Jahre betrug der Anteil

der IDA-Kredite an den WB-Krediten et-

wa 30%". Dieser Anteil dürfte bis heute
gesunken sein, da sich die wirtschaftlich
stärksten IDA-Mitglieder USA, BRD und
Japan einer Mittelaufstockung der IDA
widersetzen.
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Strukturanpassungsprogramme

1980 führte die WB sog. ‚Strukturan-
passungskredite‘ ein, In enger Zusam-
menarbeit mit dem IWF erstellt sie Pro-
srammpakete für kreditsuchende Länder,

an die sich diese halten müssen, wollen sie
die Kreditsummeteilweise oder garin vol-
lem Umfang beanspruchen.
Die WBist „bis heute primär eine Inter-

essen-Institution der Industrieländer, die

dazu beitragen soll, Privatkapital in Ent-
wicklungsländern produktiv zu verwer-

ten. Dies verdeutlicht die Tatsache, daß
selbst in den 70er Jahren die „least develo-

ped countries“ weniger als zehn Prozent

allerIBRD/IDA-Kredite erhielten.“ "
Neben den strukturimmanenten Unge-

rechtigkeiten (Stimmrechtsverteilung) ist
vor allem die Härte der Auflagen zu kriti-

sieren, die im allgemeinen hauptsächlich
die unteren Bevölkerungsschichten der
Schuldnerländer treffen und das betroffe-
ne Land für die Zeit ihrer Durchführung

des wirtschaftspolitischen Selbstbestim-
mungsrechts berauben.
Nach Chahoud'® bedeutet die sogenann-

te Beseitigung der Ineffizienz des öffentli-
chen Sektors und die Einführung markt-
orientierter Preispolitiken für die Bevöl-
kerungsmehrheit stets Massenentlassun-
gen, Streichung der Subventionen für
Grundnahrungsmittel bzw. für das öffent-

liche Transportwesen, Kürzungen im Ge-
sundheits- undBildungswesen.

Ein grundsätzlicher Kritikpunkt an der
Politik des IWF ist seine einseitige Aus-

richtung an der monetären Zahlungsbi-
lanztheorie:
Der IWF machtfür Zahlungsbilanzpro-

bleme eine hohe Inflationsrate des ent-

sprechenden Landes verantwortlich, die
steigende Importe und sinkende Exporte
zur Folge hat. Nach monetaristischen
Grundprinzipien kann einer Inflation nur
durch die Verringerung der Geldmenge
auf Staats- und Privatebene begegnet wer-

den. Daraufzielen die IWF- und WB-Auf-
lagen ab. Abgesehen davon, daß sie bisher

in den allerwenigsten Fällen kurzfristig zu

einem Inflationsrückgang geführt haben,
können sie zahlreiche negative Effekte
auslösen.'” Sander, Sommer"! fassen zu-
sammen: „Die wirtschaftspolitischen
Auflagen des IWF sind alles in allem ein
äußerst unsoziales, reaktionäres und men-

schenverachtendes Paket. Konflikte in der

Gesellschaft werden vorprogrammiert
und verschärft; Konflikte, die dann ein
Polizei-und Militärapparat niederhält.“

Reformvorschläge und
Alternativen zurherr-
schenden Weltwirtschaftsordnung

In wenigen Sätzen alle wichtigen Änsät-
ze zur Reform oder Veränderung derherr-

schenden Weltwirtschaftsordnung (auf
die sich IWF, WB und GATT schließlich
stützen und die sie maßgeblich verteidi-
gen, weil sie in ihrer Logik keine Alterna-

tive hat) darzustellen, ist nicht möglich.
Ich möchte deshalb an dieserStelle aufdie

im Literaturverzeichnis aufgeführten sehr
nützlichen, verständlich geschriebenen
und aktuellen Bücher von Wagner sowie

Trägerkreis(...)/Grüne verweisen.
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Die Forderung der EL nach einer „Neu-
en Weltwirtschaftsordnung“ wird nun
zwar bald 20 Jahre alt, hat an Brisanz je-
doch gewonnen. Erarbeitet wurde dieses
Paket zur Neuordnung der Weltwirtschaft
innerhalb der UNCTAD IV" im Jahr
1976. Seine wichtigsten Elemente bein-
halten:

1) Integriertes Rohstoffprogramm (Ko-
ordinierung vieler einzelner Rohstoffab-
kommen u.a. zur Erzielung „gerechter“
und stabiler Preise und Erlöse)

2) Hilfe bei der Industrialisierung der
EL (die EL strebten einen Anteil von 25%
an der Weltindustriegüterproduktion bis
zum Jahr 2000 an — 1975 lag dieser Anteil
beica. 7%)

3) Bildung verschiedener Produzenten-
kartelle

4) Souveränität, Enteignung von aus-
ländischem Eigentum nach nationalem
Recht, nichtnach Völkerrecht

5) Neuordnung des Weltwährungssy-
stems

6) Weltumschuldungskonferenz mit
dem Ziel eines generellen Schuldenmora-
toriums

7) Erfüllung des 1%- bzw 0,7%-Ziels
bis zum Jahr 1978 (Anteil der Entwick-
lungshilfe am Staatshaushalt der IL)

8) Transfer von Technologie in EL zu
Vorzugsbedingungen

9) Förderung der Nahrungsmittelerzeu-
gung, Nahrungsmittelhilfe

10) Kontrolle der multinationalen Un-
ternehmen.

Dieses Bündelist einmalig: es stellt den
umfangreichsten Forderungskatalog be-
züglich der Weltwirtschaftsordnung. dar,

den alle EL je gemeinsam aufgestellt ha-
ben. Das Konzept für eine „Neue Welt-
wirtschaftsordnung“ wurde über Jahre

hinweg in und auch außerhalb der UN-

CTAD diskutiert, jedoch von den IL (mit
Ausnahme von Holland und Schweden)”
nie akzeptiert.

Ziel jeder Entwicklungsstrategie sollte
meiner Ansicht nach die finanzielle und
wirtschaftliche Unabhängigkeit der EL
von den IL sein. Ein wichtiger Schritt in
diese Richtung wäre die Orientierung auf
die regionalen Märkte und die Intensivie-
rung des Süd-Süd-Handels. Eines der er-
sten Probleme, die sich bei dieser Überle-
gungstellen, ist die Tatsache, daß sich ein
„Intra-EL-Handel* im Moment auf Nah-
rungsmittel- und Industrierohstoffe be-
schränken würde und damit nicht beson-
ders ins Gewicht fiele. Die Industrialisie-
rung der EL (s.o.) ist deshalb unverzicht-
bar. Eine Möglichkeit, die Industrialisie-
rung zu beschleunigen, wäre ein generel-
ler Schuldenerlaß (vgl. Punkt 6). Dieser
wäre auch Voraussetzung zur teilweisen
Befreiung vieler EL vom ZwangderDevi-
senerwirtschaftung, denn diese ist der
Hauptgrund für die Exportabhängigkeit
vielerEL.

Sinkt die Abhängigkeit einer Volkswirt-
schaft vom „Rohstoffexport-um-jeden-

 
Wenn das Faß überläuft: Ein Aufstandalter

Männer (1987)

Preis“, so steigt die Bereitschaft, gemein-
sam mit anderen Staaten Rohstoffkartelle

mit dem Ziel der Preissteigerung (vgl.
Punkt3) zu bilden, die dann auch größere
Erfolgschancenhätten.

Ein genereller Schuldenerlaß ist aller-
dings ein zweischneidiges Schwert, denn
direkt werden dadurch lediglich die be-
troffenen Regierungen unterstützt, Regie-
rungen, die in den allermeisten Fällen bei-

spielsweise einen verglichen mit anderen

 

Haushaltsposten gigantischen Militäretat
unterhalten.

Hier stellt sich nun die Frage, ob es
sinnvoll ist, den Erlaß von Schulden an be-
stimmte Auflagen zu knüpfen (wiesie z.B.
in bezug auf Umweltschutzmaßnahmen
von IWF und WB schonseit einiger Zeit
erhoben werden). Ziemlich unwahr-
scheinlich ist allerdings, daß IWF oder
WB einen Schuldenerlaß an Auflagen wie

„Landreform“ oder andere Veränderun-
gen, die die Macht- und Besitzverhältnisse
(die ja in den meisten EL für die Armut der
Masse der Bevölkerung maßgeblich ver-
antwortlich sind) angreifen, koppeln wür-
den.

Es stellt sich die Frage nach einer
grundsätzlichen Reform der dargestellten:
Institutionen. Allein das unleugbare Inter-
esse derIL an diesem System läßt grundle-

gende Änderungen nicht realistisch er-
scheinen.
Katja Schenkel studiert Volkswirt-
schaft an der Fernuni Hagen undlebt in
Villingen
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